
II.

Umweltstrafrecht
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Einführungsfall – „Lechwasser“

 U betreibt einen Braunkohleofen am Lech zur 
Stromversorgung

 Entnahme von Lechwasser zur Reinigung
 Säuberung durch Spezialfilter und anschließende 

Rückleitung in den Lech; dadurch zu 100% gereinigtes 
Wasser

 Gutachten ergibt, dass chemische Stoffe im Wasser 
verbleiben, die für Fische gefährlich sind

 Diese Stoffe können nur durch eine Kläranlage beseitigt 
werden

 U beantragt eine wasserrechtliche Erlaubnis
 Auflage der Behörde, dass Erlaubnis zur Einleitung nur 

nach Bau einer Kläranlage erteilt wird
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Einführungsfall – „Lechwasser“

 U hält sich nicht an die erteilte Auflage und leitet  das 
Wasser ungereinigt in den Lech ein.

 Frage:

Macht sich U strafbar?

 Lösung:

§ 324 StGB

Gewässer wird in seiner Eigenschaft nachteilig 

verändert
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Historie

 Bis 1980 im Nebenstrafrecht (nicht im StGB) verankert

 1.7.1980: 18.Strafrechtsänderungsgesetz – Gesetz zur 
Bekämpfung der Umweltkriminalität (1.UKG)

 1.11.1994: 31.Strafrechtsänderungsgesetz – 2.UKG

Teilweise neue Straftatbestände (z.B. § 324a StGB)

Erweiterung bestehender Straftatbestände

 Weitere Umweltstraftatbestände im Nebenstrafrecht
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Überblick

Straftaten 

§§ 324 ff. StGB

Nur individuelle
Verantwortlichkeit

Rechtsfolgen:

• Freiheitsstrafe

• Geldstrafe

Ordnungswidrigkeiten

vgl. Umweltfachgesetze

Auch 
Verantwortung des 

Unternehmens, 
vgl. § 30 OWiG

Rechtsfolge:

• Bußgeld
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Ordnungswidrigkeiten

 Immissionsschutzrecht

 § 62 BImSchG

 Wasserrecht

 § 103 WHG

 Abfallrecht

 § 69 KrWG

 Naturschutzrecht

 § 69 BNatSchG
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Ordnungswidrigkeiten

 Sachliche Zuständigkeit

 § 36 Abs.1 OWiG: Verwaltungsbehörde, die durch 

Gesetz bestimmt ist

 ZustV (Bayern):

 Speziell geregelte Zuständigkeiten in §§ 88-98 ZustV

 Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde, der der 

Vollzug der Rechtsvorschrift obliegt, gegen die sich 

die Zuwiderhandlung richtet

 Auffangzuständigkeit (§ 87 Abs.2 ZustV): 

Kreisverwaltungsbehörde (Landratsamt)
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Straftatbestände der §§ 324 ff. StGB

 § 324 Gewässerverunreinigung

 § 324 a Bodenverunreinigung

 § 325 Luftverunreinigung

 § 325 a Verursachung von Lärm, Erschütterungen und 

nichtionisierenden Strahlen

 § 326 Unerlaubter Umgang mit Abfällen

 § 327 Unerlaubtes Betreiben von Anlagen

 § 328 Unerlaubter Umgang mit radioaktiven Stoffen 

und anderen gefährlichen Stoffen und Gütern

 § 329 Gefährdung schutzbedürftiger Gebiete

 § 330 Besonders schwerer Fall einer Umweltstraftat

 § 330 a Schwere Gefährdung durch Freisetzen von Giften

 § 330 d Begriffsbestimmungen
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Straftatbestände im Nebenstrafrecht

 § 71 BNatSchG

 § 27 ChemG

 § 39 GenTG

 § 17 TierSchG
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Verwaltungsrechtsakzessorietät

 Grundsatz:

Abhängigkeit des Umweltstrafrechts vom 

Umweltverwaltungsrecht

Was verwaltungsrechtlich erlaubt ist, kann grds. 

kein strafbares Verhalten sein
 Aber: 

keine Bindung, wenn behördliche Entscheidung z.B. 

durch Täuschung zustande gekommen ist
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Betriebliche Verantwortlichkeiten

 Nicht nur Verantwortlichkeit des unmittelbar Ausführenden

 Eigenes strafbares Verhalten des Geschäftsführers/ 
Betriebsleiters z.B. durch Überwachungs- oder 
Organisationsverschulden

 Keine Befreiung von der strafrechtlichen Verantwortung 
durch Aufgabendelegation
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Betriebliche Verantwortlichkeiten

 „Lederspray-Urteil“ des Bundesgerichtshofs v. 
6.7.1990

Für die gesamte Geschäftsleitung besteht in 

Krisenzeiten und in Ausnahmesituationen eine 

Generalverantwortung und „Allzuständigkeit“

In den übrigen Fällen bleibt es bei der 

Ressortzuständigkeit

Bei Nichtbesetzung des Umweltressorts ist die 

gesamte Geschäftsführung verantwortlich
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Betriebliche Verantwortlichkeiten

 Pflichten des Unternehmers

Risikoanalyse: Ermittlung der gefahrenträchtigen 

Unternehmensbereiche und eventueller Gefahren; 

Anweisungen zum Schutz gegen potentielle 

Gefährdung

Einrichten eines Kontrollsystems: Ausübung der 

Aufsicht bis auf die unterste Ebene

Aufbau eines Informationssystems, das zuverlässig 

über die Einhaltung der erlassenen Anweisungen 

unterrichtet
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Betriebliche Verantwortlichkeiten

 Aber:

Keine rechtliche Vorgabe bzgl. Details der 

Organisations- und Aufsichtspflichten

Umstände des Einzelfalls

Risiko verbleibt beim Unternehmen

Problem: Finanzierung von Umweltcontrolling bei 

kleineren oder mittelständischen Betrieben
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